


 1
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Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freundinnen und Freunde, 
 
 
Die internen Debatten über die Neuausrichtung der strategischen 
Konzepte der EU und der NATO haben begonnen. Ziel ist es, die 
Europäische Sicherheitsstrategie (ESS) aus dem Jahr 2003 bis Ende 2008 
zu überarbeiten. Der NATO-Gipfel in Bukarest im April wird auch in dieser 
Hinsicht einen Vorgeschmack geben auf den strategisch wichtigeren Gipfel 
in Berlin 2009 und die unterschiedlichen Auffassungen, wie Sicherheit 
gewährleistet werden soll, für wen und in welchem Rahmen. 
 
Fest steht: Europa braucht eine neue Sicherheitsstrategie. Noch ist nicht 
nach außen gedrungen, was im Stab des Hohen Beauftragten Javier 
Solana oder bei der NATO hinter verschlossenen Türen diskutiert wird. 
Klar ist: Die im Frühjahr 2008 entflammte Debatte über die 
„Lastenteilung“ der NATO ist nur eine Stellvertreterdebatte für die 
politisch strategische Grundausrichtung der Außen- und Sicherheitspolitik. 
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Mit der im Januar 2008 endgültig verabschiedeten "Grünen 
Sicherheitsstrategie für Europa" hat die Grüne/EFA-Fraktion im 
Europäischen Parlament nicht nur eine klare Positionierung zur 
Europäischen Sicherheitspolitik vorgelegt, sondern wird 2008 
„verschlossene Türen“ öffnen und diese Debatte öffentlich führen. 
 
Wir wollen Europäische Sicherheitspolitik an dem Leitbild menschlicher 
Sicherheit („human security“) orientieren, ohne damit den Willen der 
betroffenen Menschen zu missachten. Eine Sicherheitsstrategie des 21. 
Jahrhunderts muss den Schutz der Menschen und nicht den von Staaten 
zum sicherheitspolitischen Maßstab machen. Das beinhaltet eine 
konsequente und kohärente außenpolitische Haltung, welche die Wahrung 
der Menschenrechte ebenso umfasst wie soziale Gerechtigkeit, fairen 
Handel, gerechte Ressourcenverteilung und Umweltschutz. Unser Konzept 
ist stark an den Prinzipien der UN orientiert und zwar nicht nur pro forma. 
Mit diesem Anspruch steht sie im Gegensatz zu allen anderen bisherigen 
Sicherheitsstrategien. 
 
Uns geht es um eine Sicherheitspolitik aus einem Guss. Sicherheitspolitik 
ist deutlich mehr als  eine militärische Antwort auf eine Krise. Umfassende 
Sicherheitspolitik entsteht aus der selbstverständlichen Zusammenarbeit 
aller Politikfelder und Politikbereiche, von Außen-, Verteidigungs-, 
Entwicklungs- und Wirtschaftspolitik, von Abrüstungs- über Umwelt- bis 
zur Energiepolitik. Diese Harmonisierung muss sowohl national als auch 
international priorisiert werden. Denn nur so kann auch die internationale 
„Kakophonie“ überwunden werden. Sicherheit betrifft alle Menschen aller 
Länder und Regionen gleichermaßen. Diese „responsibility to protect“ ist 
die Herausforderung, daher führen wir die Debatte! 
 
Die "Grüne Sicherheitsstrategie für Europa" ist das Ergebnis eines 
dreijährigen, intensiven Diskussionsprozesses. Erstmals ist es unserer 
heterogenen Grünen/EFA-Fraktion mit Mitgliedern aus 13 EU-
Mitgliedsstaaten gelungen, ein sicherheitspolitisches Strategiepapier zu 
verabschieden. Gleichzeitig sind wir die erste Fraktion im EU-Parlament, 
die sich klar im Hinblick auf die anstehende Diskussion positioniert.  
 
Ich hoffe, dass es endlich gelingt, eine breite gesellschaftliche und 
politische Strategiedebatte zu provozieren und mitzugestalten. Unser Ziel 
ist, dass am Ende dieser Debatte eine Strategie steht, die menschliche 
Sicherheit nicht zum Feigenblatt für einseitig militärisches Vorgehen 
missbraucht, sondern alle Aspekte  der EU-Außen- und Sicherheitspolitik 
diesem Leitbild glaubhaft unterordnet.  
 
Brüssel / Berlin, im Februar 2008 
 
Ihre und Eure 
 

 
Angelika Beer  
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Auf dem Weg zur europäischen Armee? Konfliktprävention, 
Abrüstung und Harmonisierung gegen Militarisierung 
 
Mit dem 50. Geburtstag der EU ist der Streit um die zukünftige 
Ausgestaltung europäischer Sicherheitspolitik voll entbrannt. Führende 
deutsche Sozialdemokraten, Konservative, aber auch der belgische 
Ministerpräsident fordern offen die Aufstellung einer europäischen Armee. 
Das Fernziel einer gemeinsamen europäischen Armee wird heute in die 
Debatte geworfen, so dass zwei zentrale Fragen nicht vernachlässigt 
werden können: Welche Rolle sollen die Konfliktprävention und welche das 
Militär im Rahmen der europäischen Sicherheitsstrategie spielen? Dieser 
zentrale Streitpunkt wird ausgeklammert, um eine schleichende 
Militarisierung der ESVP mehrheitsfähig zu machen. Parallel läuft ein Streit 
über die Definitionshoheit des „erweiterten Sicherheitsbegriffes“ bzw. den 
Begriff der „menschlichen Sicherheit“, der mittlerweile von allen 
politischen Lagern beansprucht wird.  
 
Aus der Sicht der Grünen sind drei Dinge zu monieren: Erstens wird der 
Begriff „menschliche Sicherheit“ soweit gedehnt, dass dieser etwa auch 
eine Legitimation für den Einsatz von Militär zur Sicherung der Versorgung 
mit fossilen Energieträgern beinhaltet. Zweitens führt diese zu Recht 
kritisierte Militarisierung des Begriffs der „menschlichen Sicherheit“ dazu, 
dass große Teile der Friedensbewegung den eigenen Begriff mittlerweile 
ablehnen und sich ausschließlich mit zivilen Instrumenten beschäftigen. 
Drittens führt dies weg von der notwenigen Auseinandersetzung darüber, 
wie über eine kontrollierte Harmonisierung der europäischen Streitkräfte 
mehr Sicherheit mit weniger Militär gewährleistet werden kann. Dem 
Versuch der Militarisierung stellen wir die Stärkung der zivilen 
Instrumente der ESVP sowie Abrüstung und Harmonisierung der 
Streitkräfte in Europa entgegen. 
 
Die Grünen nehmen diese Herausforderungen an, indem sie auf die 
Umsetzung des ursprünglichen Inhalts des Begriffs „menschliche 
Sicherheit“ drängen. Wir leiten daraus klare Bedingungen ab, die je nach 
Problemlage die Wahl zwischen zivilen, zivil-militärischen und 
militärischen Fähigkeiten ermöglichen. 
 
 
A. Bedrohungen, Risiken und Herausforderungen 
 
 
Mit der von Javier Solana entworfenen Europäischen Sicherheitsstrategie 
(ESS) hat sich die EU im Jahr 2003 erstmals ein strategisches 
Gesamtkonzept zum Umgang mit den gegenwärtigen Bedrohungen und 
Risiken gegeben.  
 
Die ESS analysiert zutreffend einige der wichtigsten aktuellen 
Bedrohungen: Neben Terrorismus, regionalen Konflikten, Staatszerfall und 
dem organisierten Verbrechen sind insbesondere die Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen und die drohende nukleare Aufrüstung als 
zentrale Gefahren für die europäische und globale Sicherheit 
hervorzuheben. 
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Der Ansatz der ESS greift jedoch zu kurz. Ein enger, militärischer und am 
Staat orientierter Sicherheitsbegriff führt dazu, dass wichtige 
Problemfelder wie die Verletzung von Menschenrechten (einschließlich 
einer gerechten Sozialpolitik), die ungerechte Verteilung von Ressourcen 
sowie auch Umweltverschmutzung und Klimawandel ausgeblendet 
werden. 
 
 
„Menschliche Sicherheit“: Inhalt statt Begriff! 
 
Konfliktprävention gelingt nur, wenn diese „nicht konventionellen“ 
Bedrohungen ebenfalls als Sicherheitsrisiken wahr- und ernst genommen 
werden, wobei nichtmilitärische Bedrohungen bereits als ernsthafte Gefahr 
für die nationale Sicherheit betrachtet werden. Eine Sicherheitsstrategie 
des 21. Jahrhunderts muss „menschliche Sicherheit“, d. h. den Schutz der 
Menschen - und nicht den des Staates - vor Bedrohungen, zum 
entscheidenden sicherheitspolitischen Maßstab gemäß Resolution 60/1 
(2005) der UN-Generalversammlung machen. Dies wurde vom Human 
Development Report der UNO (1994) bis hin zu der von Javier Solana 
selbst in Auftrag gegebenen Studie „A Human Security Doctrine for 
Europe“ (2004) zu Recht immer wieder eingefordert. Eine effektive 
Sicherheitsstrategie kann außerdem auch „traditionelle“ Bedrohungen wie 
zwischenstaatliche Kriege nur wirksam bekämpfen, wenn zugrunde 
liegende Ursachen etwa im Umwelt- oder Menschenrechtsbereich in die 
sicherheitspolitische Doktrin einbezogen werden. Konkret heißt das:  
 
 
• Wahrung der Menschenrechte: Schwere Menschenrechtsverletzungen - 

die gerade Frauen weltweit besonders treffen - bedrohen die physische 
Sicherheit von Individuen, behindern die gesellschaftliche Entwicklung 
und zerstören zivilgesellschaftliche Strukturen. Dadurch können inner- 
wie zwischenstaatliche Kriege ausgelöst werden.  

 
• Soziale Gerechtigkeit: Globalisierung muss so gestaltet werden, dass 

zwischen Finanzmärkten und sozialer Gerechtigkeit ein Gleichgewicht 
besteht. 

 
• Gerechte Ressourcenverteilung und Zugangsgerechtigkeit: Probleme 

der ungerechten Ressourcenverteilung machen sich in vielen 
Politikfeldern bemerkbar: Verteilungskonflikte über Wasser, 
Energieträger und andere Ressourcen bedrohen die politische Stabilität 
in vielen Regionen und weltweit.  

 
• Fairer Handel und eine gerechte Agrarpolitik: Handel und Agrarpolitik 

der EU müssen reformiert werden, um gerechte Marktbedingungen für 
Erzeuger und Landwirte aus Entwicklungsländern zu gewährleisten, 
ihren Lebensstandard zu verbessern und Konfliktursachen zu 
beseitigen. 

 
• Umweltschutz und Bekämpfung der Klimaveränderung: 

Umweltzerstörung verschärft diese Probleme nur noch. Mit der 
globalen Klimaveränderung drohen katastrophale Folgen für Umwelt 
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konventioneller Waffen unterstützen. Innerhalb Europas möchten wir 
die GASP stärken. Das bedeutet, dass wir die Pläne für den so 
genannten US-Raketenabwehrschild in zwei EU-Mitgliedstaaten nicht 
akzeptieren können. Bilaterale Ansätze und Entscheidungen kommen 
bei diesem wichtigen Thema nicht infrage; sie würden zumindest zu 
Gebieten mit asymmetrischer Sicherheit innerhalb Europas führen und 
unvermeidlich einen neuen Rüstungswettlauf – insbesondere im 
Weltraum – auslösen; außerdem würden sie der Europäischen 
Sicherheitsstrategie und der EU-Strategie gegen die Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen zuwiderlaufen. Deshalb lehnen wir auch 
Vorschläge ab, einen solchen Schild in Zusammenarbeit mit der NATO 
und/oder Russland zu errichten. 

 
 
 
 
B.6. Vorrang für zivile Instrumente und die Notwendigkeit einer 
integrierten Außenpolitik 
 
 
Die EU muss einen „Kampf der Kulturen“ verhindern und auf der 
Grundlage der europäischen Identität in einen Dialog mit anderen 
Kulturen eintreten. Daher muss die EU ihre Geschichte und Kultur sowie 
das wissenschaftliche, politische und religiöse Erbe anerkennen, um einen 
Raum des gemeinsamen Verständnisses, des Dialogs und sachbezogener 
Auseinandersetzungen zu schaffen. 
 
Die nichtmilitärischen Instrumente der Außenpolitik müssen das Standbein 
der Zivilmacht Europa sein. Konfliktprävention, Versöhnungsarbeit und 
zivile Krisenintervention haben nicht mit den Entwicklungen im 
militärischen Bereich Schritt gehalten. Die Zivilmacht Europa wird sich 
daran messen lassen müssen, wie viel Geld, Personal und Strukturen sie 
für zivile Instrumente der Konfliktbearbeitung bereitstellt. 
 
Friedliche Konfliktlösungen werden zu oft von Aktionen einzelner EU-
Mitgliedstaaten untergraben. Häufig verhindern unilaterale und auch 
bilaterale Ansätze eine echte gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
der EU. Darüber hinaus erhalten kurzfristige Erwägungen oft Vorrang vor 
langfristigen Ansätzen, die eine nachhaltige Konfliktlösung sicherstellen 
würden. Allzu oft wird bereits nach militärischen Maßnahmen gerufen, 
obwohl friedliche Mittel zur Beeinflussung von Konflikten nicht voll 
ausgeschöpft wurden. 
 
• Eine Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik aus einem Guss: Die 

Organe der EU und vor allem die Mitgliedstaaten müssen ihre Politik 
und deren Einfluss auf Konflikte kritisch überprüfen und gegebenenfalls 
ändern, bevor sie über militärisches Eingreifen entscheiden. 

 
• Zivile Konfliktprävention: Wir Grüne setzen uns für die zivilen 

Fähigkeiten Europas mit dem Ziel ein, Europa zu einer Zivilmacht zu 
machen. Wir treten entschieden für den Aufbau des Europäischen 
Zivilen Friedenskorps, die Umsetzung einer Partnerschaft zur 



 12

Friedensbildung sowie den Aufbau eines europäischen 
Katastrophenschutzes ein. 

 
 
B.7. Harmonisierung - Grüne Antwort gegen Militarisierung 
 
 
Wir brauchen ein Europäisches Weißbuch, das Einsatzszenarien klar 
definiert und klare Grenzen für Militäreinsätze setzt. Die vom EU-Institut 
für Sicherheitsstudien (EUISS) erarbeitete Studie „Proposal for a White 
Paper“ lehnen wir Grünen wegen seiner eindimensionalen Sichtweise ab. 
Militär darf nicht als Politikersatz dienen. Rohstoffsicherung oder der 
Kampf gegen den Drogenanbau sind militärisch nicht zu gewährleisten 
und werden von uns entschieden abgelehnt.  
 
Wir befürworten präventive Militäreinsätze wie in Mazedonien zur 
Eindämmung von Konflikten. Friedenserzwingende Militäreinsätze als 
Mittel europäischer Sicherheitspolitik müssen sich auf eine klare 
völkerrechtliche Grundlage stützen. Präemptive Militärschläge lehnen wir 
ab.  
Vor diesem Hintergrund stehen wir zu den Beschlüssen der Räte von Köln, 
Helsinki und Feira zur ESVP. Sie beinhalten die Beteiligung am Aufbau von 
NATO-Stabilisierungstruppen, an europäischen schnellen Eingreiftruppen 
(Gefechtsverbände) und eine Stärkung des Pools von Polizisten sowie 
Rechtsstaatsexperten. 
 
Wir stehen zur Harmonisierung nationaler militärischer Fähigkeiten auf 
europäischer Ebene. Sie bietet die Möglichkeit der Konzentration auf die 
notwendigen Fähigkeiten und Arbeitsteilungen anstatt der bisherigen 
Praxis, bei der jeder meint, alles können zu müssen. Unter 
Harmonisierung verstehen wir, dass nationale Fähigkeiten sich mit 
multinationalen Missionen auf europäischer Ebene vollständig in Einklang 
bringen lassen müssen und dass wir uns von der Vorstellung entfernen, 
dass jeder EU-Mitgliedstaat über eigene Land-, See- und Luftstreitkräfte 
verfügen muss. In einer politischen Union wie der EU muss genügend 
Solidarität vorherrschen, um jedwede externe militärische Bedrohung 
abzuwehren. Harmonisierung bedeutet folglich eine erhebliche 
Verringerung der Gesamtzahl der Streitkräfte aufgrund einer 
Arbeitsteilung, der Konzentration auf Schlüsselkompetenzen eines jeden 
Mitgliedstaats und auch eine Senkung der Militärausgaben. 
Harmonisierung darf jedoch nicht auf Kosten von Ausbildung und 
Ausrüstung gehen, die diese kleinen Einheiten benötigen, um 
Stabilisierungsaufgaben und friedenserzwingende Maßnahmen 
durchführen zu können. Europäische Harmonisierung ist der Schlüssel zur 
Abwehr von Militarisierung und kann die Voraussetzung für eine später zu 
schaffende europäische Armee sein. 
 
Darüber hinaus fordern wir mehr Transparenz und parlamentarische 
Kontrolle beim Aufbau europäischer Fähigkeiten und Gremien, weil nur so 
demokratische Legitimität garantiert werden kann. Im Hinblick auf 
zukünftige ESVP-Operationen, egal ob zur Stabilisierung oder zum 
schnellen Eingreifen, fordern wir Kohärenz und einen Parlamentsvorbehalt 
auf nationaler und europäischer Ebene. 
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Vor diesem Hintergrund muss auch das Nebeneinander von 27 nationalen 
Märkten für Rüstungsgüter der Vergangenheit angehören. Mit der 
Ausweitung der Binnenmarktregeln auf den Rüstungssektor können wir 
die Waffenproduktion reduzieren, die Militärhaushalte senken, 
Transparenz schaffen und Steuergelder sparen. Diese Forderungen 
entsprechen unserer Forderung nach Abschaffung des Euratom-Vertrags. 
 
 
• Parlamentarische Kontrolle: Wir Grüne kämpfen entschieden für eine 

effektive parlamentarische Kontrolle aller EU-Militäreinsätze. Solange 
diese auf europäischer Ebene nicht gewährleistet ist, müssen die 
Rechte der nationalen Parlamente unbedingt gewahrt und ausgebaut 
werden. Das Mitentscheidungsverfahren, das wir erstmals beim 
„Stabilitätsinstrument“ erstritten haben, ist in den Bereichen Euratom 
und Militär umso wichtiger. 

 
• Starke zivile ESVP: Wir setzen uns für einen dem militärischen Teil 

mindestens ebenbürtigen Status von Polizei und Rechtsstaatsexperten 
innerhalb der ESVP ein. 

 
• Weichenstellung Harmonisierung: Wir sind für den weiteren Ausbau 

und Umbau der ESVP mit dem Ziel, die europäischen 
Sicherheitskapazitäten wirksamer zu gestalten und die Militärausgaben 
zu senken, und der Perspektive, langfristig integrierte europäische 
Streitkräfte zu ermöglichen. 

 
• Transparenter Rüstungsmarkt: Die Grünen befürworten die 

Ausdehnung der Binnenmarktregeln auf die nationalen 
Verteidigungssektoren mit dem Ziel umfassender Transparenz, 
Kosteneffizienz und der Ausrichtung von Beschaffungen ausschließlich 
an den Erfordernissen der ESVP. 

 
 
Schlussfolgerung: 
 
 
Wir Grünen stellen uns der Verantwortung für Konfliktprävention und 
Abrüstung. Nur wenn die Europäische Sicherheitspolitik Konflikte von 
ihren Ursachen her bekämpft und Sicherheitsfragen als 
Querschnittsaufgabe in allen Politikfeldern behandelt, werden wir zu 
Stabilität und dauerhaftem Frieden in der Welt beitragen können. Moderne 
grüne Außen- und Sicherheitspolitik heißt, mögliche Konfliktursachen in 
allen Themenfeldern wie Ressourcenverteilung, Menschenrechts- und 
Demokratiedefizite, fairer Handel, Umweltproblematik und Klimaänderung, 
aber auch die Debatte über eine nachhaltige Energieversorgung 
mitzudenken und in eine umfassende Sicherheitsstrategie aufzunehmen. 



 14

Impressum  
 
V.i.S.d.P.:  
 
Angelika Beer, MdEP 
ASP 08 H 240 LOW T05 66 
Rue Wiertz 60 
B-1047 Bruxelles/Belgien 
fon: 0032-2-284-5135 
fax: 0032-2-284-9135 
mail: angelika.beer@europarl.europa.eu 
 
www.angelika-beer.de 
 
 
 
Bildnachweise:  
 
Titelbild 1: Photographic service of the Council of the EU © European Communities 
 
Titelbild 2: privat 
 
 
 
 
 
 


